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Nach einer Gesetzes�
re�orm sollen ältere Li�t�
anlagen au� den aktuellen 
„Stand der Technik“ nach�
gerüstet werden, auch 
wenn sie keine Mängel 
au�weisen. 

2015 wurde beim Land Steier-
mark das sogenannte „Hebe-
anlagengesetz“ novelliert. Li�te 
in Wohnanlagen, die bis 1999 
gebaut wurden, sollen nun nicht 
mehr nur au� Funktions�ähigkeit 
und Sicherheit geprü�t, sondern 
au� den aktuellen „Stand der 
�echnik“ gebracht werden, auch 
wenn sie vom �ÜV bisher immer 
mit „Gut“ bewertet wurden.

Jetzt sind die ersten Anlagen 
einer Prü�ung nach dem neuen 
Gesetz unterzogen worden. 

Au�zugslobby wird 
bedient

Das Ergebnis ist �ür die Be-
tro� enen o�tmals schockierend: 
Obwohl die Li�te immer korrekt 
gewartet wurden, �allen bis zu 
80.000 Euro pro Li�t an Kosten 
an. Der Landesgesetzgeber be-
ru�t sich au� eine EU-Richtlinie 
aus dem Jahr 1995. „Doch die 
erwähnte „Norm“ (95/216/EG) ist 
nur eine unverbindliche Emp�eh-
lung der EU und kein zwingendes 
EU-Recht“, betont KPÖ-Gemein-
derat Kurt Luttenberger.

Der Verdacht liegt nahe, dass 
die Gesetzesänderung nicht im 
Interesse der Sicherheit der Be-
wohner, sondern vor allem im 
Interesse der Au�zugshersteller-
lobby er�olgt ist. 

Li�tanlagen verteuern das Wohnen

Bewohnern droht Kostenlawine
Die KPÖ setzt sich 

�ür eine Änderung 
des Gesetzes ein: Bei 
Li�ten, die keine Ge-
�ahr �ür die Bewoh-
ner darstellen und die 
vom �ÜV nicht als 
ge�ährlich eingestu�t 
werden, soll die Nach-
rüstp� icht au�gehoben 
werden. Darüber hin-
aus möchte die KPÖ, 
dass bei unbedingt 
notwendigen Li�ter-
neuerungen entspre-
chende Förderungen 
gewährt werden, damit 
übermäßige �inanzi-
elle Belastungen der 
Bewohner vermieden 
werden können.

Im Grazer Ge-
meinderat wurde die 
Petition an den Land-
tag mit den Stimmen 
aller Fraktionen ange-

nommen. Und Lan-
desrat Seitinger hat 
mittlerweile angekün-
digt, den betro� enen 
Bewohnern „in be-
sonderen Härte�ällen“ 
eine Unterstützung 
zu gewähren. „Die-
se Ankündigung ist 
uns aber zu wenig. Es 
braucht klare Regeln 
und Rechtssicherheit 
�ür die Betro��enen“, 
betont Luttenberger, 
der den KPÖ-Antrag 
im Grazer Gemein-
derat eingebracht hat. 
Dass das steirische 
Gesetz über das Ziel 
hinausschießt, zeigen 
Regelungen in anderen 
Bundesländern, wie 
�irol und Oberöster-
reich, wo das Gesetz 
mit mehr Augenmaß 
gestaltet wurde. 

Landesgesetz �ordert teure Nachrüstung von vielen 
Li�tanlagen, sonst droht ihre Sperre.
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AUFZUGSWARTUNG
Das Land Steiermark hat das Gesetz �ür Au�zugsanlagen geändert. Ältere, gut 
gewartete Li�te sollen au� den neuesten „Stand der Technik“ gebracht werden. 
Finden Sie das sinnvoll?

Nein, ich bin dagegen, dass die Au�zugsherstellerlobby 
bedient wird und Bewohnerinnen und Bewohner durch 
hohe Wartungskosten um ihre Existenz bangen müssen.

Ja, denn Li�te sollen auch modern sein, egal, was das 
kostet. Funktions�ähigkeit und Sicherheit der Li�te sind 
ein�ach nicht genug.

Wer muss zahlen?
Bleibt es bei diesem Gesetz, 

müssen in den nächsten beiden 
Jahren bereits die ersten Li�t-
anlagen umgerüstet werden. Ge-
schieht das nicht, müssen sie au-
ßer Betrieb genommen werden. 
Die Kosten �ür die Umrüstung 
tragen die Bewohnerinnen und 
Bewohner – ob Eigentümer oder 
Mieter, spielt dabei keine Rolle.
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